
www.steuerpolitik.bid.ag

IN KOOPERATION MIT

BERLINER INFORMATIONSDIENST &

STEUERPOLITIK
POLITIKMONITORING

EDITORIAL

Liebe Leser,

der Arbeitskreis Steuerschätzungen hat seine 
Prognose nach unten korrigiert. Die Steuerein-
nahmen werden daher nicht in gleicher Höhe 
wie im Mai vorhergesagt steigen. Das BMF 
reagiert prompt und kündigt eine Investitions-
spritze von 10 Mrd. Euro an. Begehrlichkeiten 
wehrt Schäuble jedoch ab. Das Ziel, ab 2015 
ohne neue Schulden auszukommen, soll Be-
stand haben. Stellt sich die Frage, woher das 
Geld kommen wird. Auch das Wirtschaftsmi-
nisterium hat dem Vernehmen nach einen 
Vorschlag zur Stärkung von Wachstum und Be-
schäftigung durch Senkung des Bürokratieauf-
wands in der Schublade. Die Politik reagiert, 
nachdem sie wochenlang Anzeichen einer 
sich abkühlenden Wirtschaft heruntergespielt 
hat. International hat sich die OECD die Über-
arbeitung des Betriebsstättenbegriffs auf die 
Fahne geschrieben. In dieser Woche wurde 
ein Discussion Paper hierzu veröffentlicht, das 
das Aus für Kommissionsgeschäfte bedeuten 
könnte. Dagegen halten sich die Neuigkeiten 
bei der Finanztransaktionssteuer in Grenzen. 
Zwar steht die Steuer einmal wieder auf der 
Tagesordnung des Finanzausschusses des Bun-
destages, allerdings wird die Fortentwicklung 
nicht beherzt angegangen. Das stellen auch 
die Antworten der Bundesregierung zur Klei-
nen Anfrage der Grünen unter Beweis. Auch 
der neue Vorschlag des französischen Finanz-
ministers wird daran nichts ändern. Allenfalls 
eine kleine Lösung scheint möglich, vielleicht 
auch keine.

Dr. Tanja Wiebe, LL.M. 
Managing Director FinTax policy advice

 → TOP-ISSUES
OECD VERÖFFENTLICHT DISKUSSIONSPAPIERE ZU 
AKTIONEN 7 UND 10 DES BEPS-AKTIONSPLANES

Am vergangenen Freitag, den 31.10.2014 hat die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) ein Diskussionspapier zum Akti-
onspunkt 7 des BEPS-Aktionsplanes veröffentlicht. Aktion 7 zielt darauf ab, der 
künstlichen Umgehung von Betriebsstätten (sog. permanent establishment, 
PE) entgegenzuwirken, die zu Aushöhlungen von Bemessungsgrundlagen und 
Gewinnverlagerungen führt. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 3

FTT IN STUFEN: ANTWORT DER BUNDESREGIERUNG 
AUF EINE KLEINE ANFRAGE UND WEITERER AUS-
BLICK

In einer Antwort auf eine Kleine Anfrage von den Bundestagsfraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen (u. a. Lisa Paus) und DIE LINKE (u. a. Axel Troost) hat die Bun-
desregierung den aktuellen Sachstand zur geplanten stufenweisen Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer (FTT) erörtert. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 6
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Sie lesen hier die auf die ersten beiden Seiten 
gekürzte lite-Version des BID. Gerne bieten 
wir Ihnen an, die vollständige Ausgabe kosten- 
los und unverbindlich für 2 Wochen zur Probe 
zu bestellen. Weitere Informationen hierzu 
auf Seite 3. 

OECD VERÖFFENTLICHT KOMMENTARE ZU DISKUSSIONSPAPIER HINSICHTLICH 
VERRECHNUNGSPREISE UND ENTWICKLUNGSLÄNDER

Am 28.10.2014 hat die OECD Kommentare zu ihrem Diskussionspapier vom 11.03.2014 
zur Verwendung von Fremdvergleichsdaten für den Nachweis der Fremdüblichkeit 
(Fremdvergleichsgrundsatz) von Verrechnungspreisen für konzerninterne, grenz-
überschreitende Transaktionen, insbesondere in Entwicklungsländern veröffentlicht.  
U. a. haben Deloitte, EY und Siemens Kommentare eingereicht.

Hintergrund: http://goo.gl/XZ97Uh 

BVERFG: LUFTVERKEHRSTEUER IST MIT GRUNDGESETZ VEREINBAR

Das Luftverkehrsteuergesetz ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Dies hat der Erste 
Senat des Bundesverfassungsgerichts mit Urteil vom 05.11.2014 (BVerfG, 1 BvF 3/11) 
entschieden. Die Erhebung und Ausgestaltung der in die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes fallenden Steuer verstößt nicht gegen das Gleichheitsgebot. Sie verletzt auch 
nicht die Berufsfreiheit der Luftverkehrsunternehmen und der Passagiere.

Hintergrund: http://goo.gl/Ax60Ll

www.steuerpolitik.bid.ag
http://goo.gl/XZ97Uh
http://goo.gl/Ax60Ll
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Termine

EU-KOMMISSION LEGT BERICHT ÜBER 
NEUGESTALTUNG DES MEHRWERTSTEUERSYSTEMS 
VOR

Die EU-Kommission hat am 30.10.2014 ein Papier zur Neugestaltung eines 
einfacheren, wirksameren und betrugssichereren Mehrwertsteuersystems für 
den Binnenmarkt in der EU veröffentlicht. Ziel ist die Entwicklung eines „neuen 
endgültigen Mehrwertsteuersystems“, das auf die moderne Wirtschaft zuge-
schnitten ist, den EU-internen Handel begünstigen und das seit mehr als 20 
Jahren in der EU geltende vorläufige System ersetzen soll. Das Papier wurde 
auf Grundlage von Beratungen mit den Mitgliedstaaten und Interessenträgern 
konzipiert und enthält fünf Optionen für die Gestaltung des künftigen Mehr-
wertsteuersystems. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 8

BMF: SCHREIBEN ZUM REISEKOSTENRECHT UND ZUM 
ELSTAM-ABRUF 

1. Ergänztes Schreiben zur Reform des steuerlichen Reisekostenrechts

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 24.10.2014 ein ergänztes 
Schreiben zur Reform des steuerlichen Reisekostenrechts ab 01.01.2014 veröf-
fentlicht, welches das bisherige Schreiben vom 30.09.2013 ersetzt (siehe hierzu 
u. a. BID Steuerpolitik 2013.42) und einige der immer noch bestehenden Zwei-
felsfragen beantwortet. Das ergänzte BMF-Schreiben ist grundsätzlich rückwir-
kend ab 01.01.2014 anzuwenden. (...)

Den vollständigen Artikel erhalten Sie als Abonnent auf Seite 9

Die weiteren Themen in dieser Ausgabe:
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Diesen Artikel erhalten Sie als Abonnent ab Seite 11
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schleswiG-holsteiN:  
Vorreiter bei bürGerdiVideNde uNd ccs-Verbot
schleswig-holstein hat mit dem regierungswechsel im Mai 2005 als erstes bundesland ein energiewendeministerium geschaffen. unter der Führung des stellvertretenden Ministerpräsidenten robert habeck (bündnis 90/die Grünen) besetzt das land derzeit verschiedene energiethemen. in dieser woche stand im bundesrat eine initiative gegen „Fracking“ auf der Agenda, die das land ge-meinsam mit Nrw eingebracht hat (bid 2013.05). Nun hat schleswig-holstein auch das thema ccs auf die politische Agenda gehoben und am dienstag, 29. Januar 2013, als erstes bundesland eine Gesetzesinitiative zum Verbot von car-bon capture and storage (ccs) verabschiedet. Zudem wurde in dieser woche bekanntgegeben, dass der übertragungsnetzbetreiber tennet in schleswig-hol-stein ein pilotprojekt zur bürgerbeteiligung starten wird. Gemeinsam mit dem schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten torsten Albig (spd) stellte lex hartmann, Geschäftsführer von tennet, der zuletzt häufig wegen Verzögerun-gen beim Netzanschluss von offshore-windparks kritisiert wurde, die pläne am 30. Januar vor. Ganz im sinne der von bundesumweltminister peter Altmaier im rahmen des 10-punkte-plans vorgestellten „bürgerdividende“ sollen sich insbe-sondere Anrainer mit einer Mindestsumme von 1.000 euro am bau der geplan-ten 380-Kilovolt-leitung an der westküste beteiligen können. (...)

 → positioNeN

bid energiepolitik 2013.06 vom 04.02.2013

editoriAl
liebe leser,

lange hatte bundeswirtschaftsminister rös-
ler gebetsmühlenartig wiederholt, dass beim 
eeG endlich etwas passieren müsse, nun hat 
ihn sein Amtskollege Altmaier (offensichtlich 
freudig) mit einem Vorschlag zur „strompreis-
sicherung“ überrascht. Aber nur damit keine 
Missverständnisse auftreten, dadurch soll 
„die grundlegende reform des eeG“ nicht er-
setzt werden. Für den großen wurf brauche 
man jedoch mehr Zeit – und eine andere bun-
desratsmehrheit. das werden die Freunde im 
bMwi nicht gerne hören, denn die arbeiten 
intensiv an einem Konzept für ein zukünftiges 
strommarkt-design, das natürlich wesentlich 
von den erneuerbaren energien mitgeprägt 
werden wird. Klar ist aber schon jetzt, dass 
der „energy only“-Markt um leistungsbe-
standteile ergänzt werden soll, die die Ver-
sorgungssicherheit gewährleisten. Vielleicht 
bietet ja der für ende März angekündigte 
energiegipfel bereits die Gelegenheit zur Vor-
stellung konkreter Vorschläge. Jedenfalls hat 
der Koalitionsgipfel den Ministern rösler und 
Altmaier am donnerstag einige hausaufga-
ben mitgegeben.

dr. sandra busch-Janser 
Vorsitzende polisphere e.V. & herausgeberin bid

Olaf Schulze, energiepolitischer Sprecher der  
SPD-Landtagsfraktion Schleswig-Holstein 
erneuerbare energien brauchen keine co2-speicher. (Ndr, 29.01.2013)http://goo.gl/jlQrZ

probeAboNNeMeNt
sie lesen hier die auf die ersten beiden seiten 
gekürzte lite-Version des bid. Gerne bieten 
wir ihnen an, die vollständige Ausgabe kos-
tenlos und unverbindlich für 4 wochen zur 
probe zu bestellen. weitere informationen 
hierzu auf seite 3. 

Lex Hartman, Geschäftsführer von tennet 
wir wollen den Menschen an der westküste die Möglichkeit bieten, sich an ihrer leitung auch finanziell zu beteiligen. hierdurch und durch den breiten dialogprozess zur trassenfindung wollen wir für Akzeptanz wer-ben, damit eines der wichtigsten projekte für die energiewende gelingt. (schleswig-holstein, 29.01.2013) http://goo.gl/5eszA

den vollständigen Artikel erhalten sie als Abonnent auf seite 3
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VERLÄNGERUNG DER PEPP-OPTIONS-

PHASE

Auf der Klausurtagung von CDU/CSU- und SPD-

Fraktion am 29. Mai in Königswinter wurde 

beschlossen, dass das pauschalierende Entgelt-

system für die Psychiatrie und Psychosomatik 

(PEPP) nochmals überprüft werden und die Op-

tionsphase verlängert werden soll. 

PATIENTEN

VERGÜTUNG
PSYCH

HEBAMMEN

E-HEALTH

STAKEHOLDER ........................
.......................

G-BA-Fachtagung zu drei Jahren AMNOG: 

Hecken wirbt für Fortsetzung des konstrukti-

ven Dialogs

vdek fordert verbindliche Regelung im 

Gesetz zur Verbesserung der Leistungen für 

Pflegebedürftige und zur Errichtung eines 

Pflegevorsorgefonds

FVDZ stellt politische Forderungen auf
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STUDIEN ZUR INTERNETNUTZUNG 

UND DATENSICHERHEIT VON KRAN-

KENHÄUSERN

Die E-Patienten-Studie 2014 untersucht neben 

dem Internetnutzungsverhalten im Gesund-

heitsbereich, u. a. wie sich die Internetnutzung 

eines Patienten auf die Kommunikation mit 

dem Arzt und die Therapietreue auswirkt. 
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BUNDESTAG ........................
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...

Maximale Höhe der GKV-Zusatzbeiträge

Fragen zu Grippemitteln (Tamiflu und Re-

lenza) 

BUNDESRAT ........................
........................

... 

595. Sitzung des Gesundheitsausschusses 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent-

wicklung der Finanzstruktur und der Qualität 

in der gesetzlichen Krankenversicherung
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 BUNDESTAG ........................
........................

...

34. Sitzung des Bundestages 

10. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit

11. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit – 

Öffentliche Anhörung 

STAKEHOLDER ........................
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ConhIT 2014 

Kompetenztag Pflege des Verbands der Priva-

ten Krankenversicherungen
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keine Ereignisse

UPDATE ........................
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............  

Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanz-

struktur und der Qualität in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV-FQWG)
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keine Ereignisse
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Im Anhang finden Sie alle wichtigen Hinter-

grunddokumente wie bspw. Referentenent-

würfe, Drucksachen, Positionen und Studien.
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Als Abonnent können Sie die Hintergrunddo-

kumente dieser und aller bisherigen Ausgaben 

in unserer Dokumentendatenbank abrufen.
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ERGEBNISSE DER ARBEITSGRUPPE 

„VERSORGUNG MIT HEBAMMEN-

HILFE“

Bundesgesundheitsminister Gröhe kündigte 

an, dass die steigenden Haftpflichtprämien 

durch einen steigenden Anstieg der Vergü-

tung ausgeglichen werden sollen.

GEMEINSAMER BUNDESAUSSCHUSS ...........

keine Beschlüsse in diesem Zeitraum
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